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I. Allgemeines 
 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 

(1) Der „Kommunale Arbeitgeberverband Nordrhein-Westfalen“ 
(abgekürzt "KAV NW“) ist ein Verband, der am 11. Oktober 1948 in 
das Vereinsregister beim Amtsgericht in Wuppertal eingetragen 
worden ist. Der Sitz des Verbandes ist Wuppertal.  

 
(2) Das Geschäftsjahr des Verbandes ist das Rechnungsjahr der 

Gemeinden. 
 
§ 2  Zweck 

 
(1) Der Zweck des Verbandes besteht in der Wahrnehmung der 

gemeinsamen Interessen der Mitglieder als Arbeitgeber und im 
Interessenausgleich zwischen ihnen sowie ihren Angestellten, 
Arbeiterinnen/Arbeitern und Auszubildenden (im folgenden 
„Beschäftigte“ genannt). Die Verbandsziele sind nicht auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet. 

 
(2) Der Zweck des Verbandes ist insbesondere durch den Abschluss 

von Tarifverträgen und durch Hilfe und Beratung in Fragen des 
Arbeits- und Tarifrechts sowie bei Rechtsstreitigkeiten zu erfüllen. 

 
(3) Zur Erreichung seiner Ziele kann er sich auch einer 

Spitzenvereinigung mit entsprechender Zielsetzung anschließen. 
Dabei soll ein an den Mitgliederzahlen orientierter Einfluss 
sichergestellt werden. 

 
II. Mitgliedschaft 
 
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

 
(1) Die Mitgliedschaft können erwerben: 

 
a) Gemeinden, Gemeindeverbände, Zweckverbände, sonstige 

öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
sowie deren Verbände.  

 
b) Selbstständige Unternehmen, Organisationen und 

Einrichtungen, 
 

- an denen unter Buchst. a) genannte Mitglieder 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind oder 

 
- die tatsächlich unter maßgeblichem kommunalem 

Einfluss stehen oder 
 

- an deren Mitgliedschaft ein kommunales Interesse 
besteht oder  

-  



 

Seite 3 

- die eine enge Zusammenarbeit mit den Kommunen 
pflegen. 

 
Beim Vorliegen besonderer Voraussetzungen kann der Vorstand im 
Einvernehmen mit dem zuständigen Gruppenausschuss 
Ausnahmen von Unterabs. 1 Buchst. b zulassen. 

 
(2) Gastmitglieder können juristische Personen des öffentlichen oder 

des privaten Rechts sowie sonstige selbstständige Unternehmen, 
Einrichtungen oder Verbände sein. Bei Arbeitgebern, die die 
Mitgliedschaft nach Abs. 1 Unterabs. 1 erwerben können, ist die 
Gastmitgliedschaft nur möglich, wenn besondere Gründe gegen 
eine ordentliche Mitgliedschaft vorliegen.  

 
Die Gastmitgliedschaft begründet keine Mitgliedschaft im Sinne der 
folgenden Satzungsbestimmungen. Die Vorschriften des § 4 
Absätze 1, 2, 3b) und c), 4 und 5, des § 6 Abs. 1 c) in der 
Verpflichtung, alles zu unterlassen, was den Interessen des 
Verbandes oder der Spitzenvereinigung schadet, sowie § 6 Abs. 2 
finden jedoch entsprechend Anwendung. 
 
Die Gastmitgliedschaft berechtigt zur laufenden Information wie bei 
Mitgliedern sowie zur Inanspruchnahme der Hilfe und Beratung des 
Verbandes in Fragen des Arbeits- und Tarifrechts. Gastmitglieder 
unterliegen nicht der Tarifbindung im Sinne des § 3 Abs. 1 des 
Tarifvertragsgesetzes vom 25. August 1969. 
 

(3) Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand im Einvernehmen mit 
dem zuständigen Gruppenausschuss. 

 
§ 4  Beendigung der Mitgliedschaft 
 

(1) Die Mitgliedschaft endet 
 

a) durch Austritt, 
b) durch Ausschluss. 

 
(2) Der Austritt ist der Verbandsgeschäftsführerin/dem 

Verbandsgeschäftsführer gegenüber mindestens 6 Monate vor 
Schluss des Geschäftsjahres zu erklären. 

 
(3) Ausschlussgründe sind 

 
a) Verstöße gegen die in § 6 Abs. 1 aufgeführten Pflichten, 
b) Nichterfüllung der Zahlungsverpflichtungen (Beiträge, 

Umlagen, Verbandsstrafen) trotz zweimaliger schriftlicher 
Aufforderung, 

c) Verstöße gegen sonstige Interessen des Verbandes. 
 

(4) Zahlungsverpflichtungen werden durch die Beendigung der 
Mitgliedschaft nicht berührt. 

 
(5) Bei Beendigung der Mitgliedschaft verliert das Mitglied alle 

vermögensrechtlichen Ansprüche gegen den Verband. 
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III. Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 

§ 5  Rechte der Mitglieder 
 

Die Mitglieder haben Sitz und Stimme in der Gruppenversammlung (§ 10 Abs. 
4) sowie Anspruch auf Hilfe und Beratung des Verbandes in arbeitsrechtlichen 
Angelegenheiten und bei Rechtsstreitigkeiten. 
Art und Umfang der Hilfe bei Rechtsstreitigkeiten werden durch die vom 
Vorstand mit Zustimmung des Hauptausschusses erlassenen Richtlinien 
bestimmt. 

 
§ 6  Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, 

 
a) die vom Verband oder einer Spitzenvereinigung im Sinne des § 2 

Abs. 3 abgeschlossenen Tarifverträge und sonstigen 
Vereinbarungen durchzuführen, 

 
b) auf den selbstständigen Abschluss von Tarifverträgen insoweit 

zu verzichten, als gemäß § 2 der Verband oder seine 
Spitzenvereinigung entsprechende Verträge abgeschlossen 
haben oder deren Abschluss sich vorbehalten, 

 
c) die vom Verband oder einer Spitzenvereinigung im Sinne des § 2 

Abs. 3 abgeschlossenen Tarifverträge weder zu unterbieten 
noch unmittelbar oder mittelbar zu überschreiten sowie 
verbindliche Richtlinien, Vereinbarungen oder Beschlüsse der 
Verbandsorgane oder der Spitzenvereinigung zu beachten und 
alles zu unterlassen, was den Interessen des Verbandes oder 
der Spitzenvereinigung schadet, 

 
d) nach Außerkrafttreten eines Tarifvertrages nicht selbstständig 

mit den Verbänden der Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 
Abkommen zu treffen und die Weisungen des Verbandes zu 
befolgen, 

 
e) über die Lohn- und Anstellungsbedingungen ihrer Beschäftigten 

dem Vorstand und dem Gruppenausschuss auf Verlangen 
Auskunft zu geben und die einschlägigen Unterlagen vorzulegen,  

 
f) dem Verband von allen seine Aufgaben berührenden 

Vorkommnissen sofort Kenntnis zu geben, ergangene 
Entscheidungen in Abschrift mitzuteilen und hiergegen auf 
Anweisung Rechtsmittel einzulegen. 

 
Es ist unzulässig, zur Umgehung des Absatzes 1 d) Einzelarbeitsverträge 
abzuschließen oder auf Lohn- und Gehaltsforderungen Vorschüsse zu 
gewähren.  

 
(2) Die Mitglieder haben eine Aufnahmegebühr sowie Beiträge und ggf. 

Umlagen zu zahlen. Die Beiträge werden spätestens am 31. Januar des 
jeweiligen Geschäftsjahres fällig. Im Bedarfsfalle sind auf die Beiträge 
Vorschüsse zu leisten.  
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§ 7  Ahndung von Verstößen 
 

(1) Ein Mitglied, das gegen die Pflichten aus § 6 Abs. 1 a) bis f) verstößt 
und trotz Beanstandung durch den Vorstand die getroffenen 
Maßnahmen nicht unverzüglich aufhebt oder nicht aufheben kann, hat 
nach Anhörung des zuständigen Gruppenausschusses eine 
Verbandsstrafe zu zahlen, deren Höhe vom Vorstand festgesetzt wird. 

 
Die Verbandsstrafe darf das Zehnfache des Jahresbeitrags des 
Mitglieds nicht übersteigen. Das Mitglied ist vorher zu hören. Der 
Beanstandung durch den Vorstand bedarf es nicht, wenn es sich um 
einen einmaligen, nicht in die Zukunft wirkenden Verstoß handelt.  

 
(2) Über die Verwendung der Verbandsstrafe beschließt der 

Hauptausschuss.  
 
IV. Verbandsgruppen und Verbandsorgane  

 
§ 8 Verbandsgruppen 

 
(1) Der Verband gliedert sich in folgende Gruppen: 

1. Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen, 
2. Nahverkehr und Häfen, 
3. Sparkassen, 
4. Versorgungsbetriebe und Flughäfen, 
5. Verwaltung. 

 
(2) In Zweifelsfällen entscheidet der Vorstand über die 

Gruppenzugehörigkeit. 
 

§ 9  Verbandsorgane 
 

(1) Verbandsorgane sind die Gruppenversammlungen, die 
Gruppenausschüsse, der Hauptausschuss und der Vorstand. 

 
(2) Die Gruppenausschüsse, der Hauptausschuss und der Vorstand 

bleiben unbeschadet der Vorschrift des § 14 Abs. 5 bis zur Neuwahl 
im Amt. 

 
§ 10  Gruppenversammlungen 
 

(1) Die Gruppenversammlung ist die Versammlung der Mitglieder einer 
Gruppe. 

 
(2) Sie tritt alle 4 Jahre zur Wahl des Gruppenausschusses zusammen. 

Außerdem ist sie einzuberufen auf Verlangen 
 

a) des Vorstandes, 
b) des Gruppenausschusses oder 
c) von 10% der Mitglieder der Gruppe, sofern diese mindestens 

10% der in der Gruppe erfassten Beschäftigten vertreten. 
 

(3) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende des Gruppenausschusses oder 
deren/dessen Vertretung leitet die Gruppenversammlung. 
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(4) In der Gruppenversammlung hat jedes Mitglied für je angefangene 

300 Beschäftigte eine Stimme. Auf je angefangene 10 Stimmen 
kann eine Vertreterin/ein Vertreter entsandt werden; die Stimmen 
können jedoch nur einheitlich abgegeben werden. Für die Zahl der 
Beschäftigten ist der Stichtag maßgebend, der für die 
Beitragsberechnung gilt.  

 
(5) Soweit die Vertreterin/der Vertreter in der Gruppenversammlung 

nicht Hauptverwaltungsbeamtinnen/Hauptverwaltungsbeamte, 
Beigeordnete oder gesetzliche Vertreterinnen/Vertreter sind, bedarf 
es einer schriftlichen Vollmacht. Die Vollmacht kann an 
Vertreterinnen/Vertreter eines anderen Mitgliedes der Gruppe erteilt 
werden.  

 
(6) Die Gruppenversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 

vertretenen Mitglieder und Stimmen beschlussfähig.  
 
§ 11  Gruppenausschüsse 
 

(1) Der Gruppenausschuss wird von der Gruppenversammlung gewählt. 
Auf je angefangene 3.500 in der Gruppe erfasste Beschäftigte (§ 10 
Abs. 4) ist ein Gruppenausschussmitglied zu wählen. Ein 
Gruppenausschuss soll jedoch mindestens 6, höchstens aber 40 
Mitglieder haben. 
 
Die Gruppenversammlung wählt außerdem für den 
Gruppenausschuss Ersatzmitglieder, die beim Ausscheiden eines 
Gruppenausschussmitgliedes während der Wahlzeit automatisch 
nachrücken. Die Reihenfolge wird listenmäßig festgelegt.  
Ihre Zahl soll mindestens 1/5 der ordentlichen 
Gruppenausschussmitglieder betragen.  

 
(2) Wahlvorschläge des Gruppenausschusses sind mit der Einladung 

bekannt zu geben. Etwaige Wahlvorschläge eines Mitgliedes der 
Gruppe müssen spätestens 5 Tage vor der Gruppenversammlung 
bei der Verbandsgeschäftsführerin/beim Verbandsgeschäftsführer 
schriftlich eingegangen sein. Wiederwahl (§ 14 Abs. 5) kann noch in 
der Gruppenversammlung beantragt werden. Der Wahlvorgang wird 
von der Vorsitzenden / dem Vorsitzenden des Gruppenausschusses 
geleitet, sofern nicht auf Antrag eine andere Wahlleiterin/ein anderer 
Wahlleiter bestellt wird. Bei einer Wahl durch Stimmzettel ist ein 
Wahlausschuss zu wählen.  

 
(3) Der Vorstand kann aus seiner Mitte oder aus anderen 

Gruppenausschüssen Vertreterinnen/Vertreter mit beratender 
Stimme entsenden.  

 
(4) Der Gruppenausschuss wählt seine Vorsitzende/seinen Vorsitzenden 

und zwei Stellvertreterinnen/Stellvertreter. 
 
(5) Dem Gruppenausschuss obliegt die Beratung der Angelegenheiten 

der Gruppe; dazu gehören die Verhandlungen über Tarifverträge, 
soweit sie nur die Mitglieder der Gruppe betreffen. Der 
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Gruppenausschuss kann zu seinen Sitzungen 
Teilnehmerinnen/Teilnehmer mit beratender Stimme hinzuziehen. 

 
(6) Die Mitgliedschaft in einem Gruppenausschuss endet zu dem 

gleichen Zeitpunkt, zu dem ein Gruppenausschussmitglied aus 
ihrer/seiner Hauptbeschäftigung bei einer/einem dem Verband 
angehörenden Arbeitgeberin/Arbeitgeber ausscheidet. 

 
(7) Der Vorstand kann für bestimmte Bereiche Unterausschüsse eines 

Gruppenausschusses bilden und deren Mitglieder berufen.  
 
§ 11 a Verhandlungsausschuss 

 
(1) Verhandlungen über Tarifverträge, die die Mitglieder mehrerer 

Verbandsgruppen betreffen, führt der Verhandlungsausschuss, der 
sich aus höchstens 20 von den einzelnen Gruppenausschüssen zu 
wählenden sachverständigen Gruppenausschussmitgliedern 
zusammensetzt. Bei der Zusammensetzung ist die Stärke der 
Verbandsgruppen zu berücksichtigen.  

 
(2) § 11 Abs. 4 und 6 und § 14 finden entsprechende Anwendung. 

 
§ 12  Hauptausschuss 

 
(1) Der Hauptausschuss ist Mitgliederversammlung im Sinne des BGB.  
 
(2) Der Hauptausschuss setzt sich aus den Mitgliedern der 

Gruppenausschüsse und denjenigen Vorstandsmitgliedern 
zusammen, die nicht Mitglieder von Gruppenausschüssen sind. 

 
(3) Der Hauptausschuss tritt nach Bedarf zusammen. Außerdem ist er 

einzuberufen auf Verlangen des Vorstandes, eines 
Gruppenausschusses oder von Mitgliedern des Verbandes, die 
zusammen 10% der im Verband erfassten Beschäftigten vertreten. 

 
(4) Die Präsidentin/der Präsident des KAV NW oder deren/dessen 

Vertretung leitet die Sitzung des Hauptausschusses. 
 
(5) Aufgaben des Hauptausschusses sind insbesondere: 
 

a) Wahl des Vorstandes, 
b) Feststellung des Wirtschaftsplanes,  
c) Festsetzung der Aufnahmegebühr, Beiträge und Umlagen, 
d) Wahl von zwei Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfern, 
e) Genehmigung der Bilanz und der Erfolgsrechnung und 

Entlastung des Vorstandes,  
f) Entscheidung über Einsprüche gemäß § 13 Abs. 5,  
g) Ausschluss eines Mitgliedes, 
h) Beschlussfassung über Satzungsänderungen,  
i) Beschlussfassung über den Beitritt zu Vereinigungen gemäß § 
 2 Abs. 3. 
 
Die Beschlüsse zu g) bis i) bedürfen einer ¾-Mehrheit. Beschlüsse zu 
h), die nicht einstimmig gefasst sind, gelten als abgelehnt, wenn die 
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Mitglieder des Verbandes binnen zwei Wochen nach Abgang des 
Schreibens, in dem das Abstimmungsergebnis mitgeteilt ist, mit einer 
Viertel ihrer Stimmen schriftlich widersprochen haben. 

 
(6) Dem Hauptausschuss obliegt weiter 
 

a) die Regelung aller Angelegenheiten, die für mehrere Gruppen 
einheitlich durchgeführt werden müssen, 

b) die Erteilung von Weisungen an die Vertreterinnen/Vertreter 
des KAV NW in Spitzenvereinigungen, 

c) die Zustimmung zum Abschluss von Bezirkstarifverträgen. 
 
§ 13 Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens 15 vom Hauptausschuss auf die 

Dauer von 4 Jahren gewählten Mitgliedern. Außerdem hat Sitz und 
Stimme eine Vertreterin/ein Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Spitzenverbände in Nordrhein-Westfalen. Jeder 
Gruppenausschuss muss mindestens mit einem seiner gewählten 
Mitglieder im Vorstand vertreten sein.  

 
(2) Der Vorstand wählt die Präsidentin/den Präsidenten des KAV NW und 

eine erste/einen ersten, zweite/zweiten und dritte/dritten 
Stellvertreterin/Stellvertreter. Die Präsidentin/der Präsident des KAV 
NW muss Hauptgemeindebeamtin/Hauptgemeindebeamter sein.  
 

(3) Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die Präsidentin/der 
Präsident des KAV NW und die Verbandsgeschäftsführerin/der 
Verbandsgeschäftsführer. An ihre Stelle treten im Fall der 
Verhinderung deren Stellvertreterin/Stellvertreter. Für die Abgabe von 
auf Gremienbeschlüssen des Verbandes beruhenden Anmeldungen 
jeglicher Art zum Vereinsregister sowie für Erklärungen gegenüber 
Registergerichten, Grundbuchämtern oder Notaren als Geschäft der 
laufenden Verwaltung erfolgt die Vertretung des Verbandes durch die 
Verbandsgeschäftsführerin/den Verbandsgeschäftsführer allein, im 
Falle ihrer/seiner Verhinderung durch die Stellvertreterin/den 
Stellvertreter allein. 
 
Der jeweilige Fall der Verhinderung bedarf keines Nachweises. 

 
(4) Der Vorstand erledigt die ihm in der Satzung zugewiesenen Aufgaben. 
 
(5) Gegen Entscheidungen des Vorstandes kann jedes davon betroffene 

Mitglied des Verbandes binnen vier Wochen Einspruch beim 
Hauptausschuss einlegen. Dieser entscheidet endgültig.  

 
(6) § 11 Abs. 6 findet entsprechende Anwendung. 

 
§ 14  Geschäftsordnung 

 
(1) Sitzungen werden von der Verbandsgeschäftsführerin/dem 

Verbandsgeschäftsführer im Einvernehmen mit der 
Sitzungsleiterin/dem Sitzungsleiter des Verbandsorgans einberufen. 
Die Einladung mit der Tagesordnung muss 10 Kalendertage vor der 
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Sitzung abgesandt werden. In dringenden Fällen kann von der 
Einhaltung der Frist abgesehen werden.  

 
(2) Anträge von Mitgliedern, die spätestens einen Tag vor Abgang der 

Einladung bei der Verbandsgeschäftsführerin/bei dem 
Verbandsgeschäftsführer eingegangen sind, müssen auf die 
Tagesordnung gesetzt werden. Über später und in der Sitzung 
eingegangene Anträge kann nur verhandelt und entschieden werden, 
wenn die Versammlung die Dringlichkeit der Verhandlung mehrheitlich 
anerkannt hat.  

 
(3) Die Verbandsorgane sind, sofern die Satzung nichts anderes vorsieht, 

beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der gewählten Mitglieder 
anwesend ist; sie gelten als beschlussfähig, solange ihre 
Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist. Ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienenen sind sie beschlussfähig, wenn sie zum zweiten Mal 
zur Verhandlung über einen Gegenstand einberufen sind.  

 
(4) a) Beschlüsse der Verbandsorgane bedürfen, soweit die Satzung 

nichts anderes bestimmt, der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen (einfache Stimmenmehrheit). Stimmenthaltungen 
gelten nicht als abgegebene Stimmen. 

 
 b)  Geheime Abstimmung erfolgt auf Antrag eines 

stimmberechtigten Mitgliedes, der der Zustimmung von ¼ der 
stimmberechtigten Mitglieder bedarf. Absatz 5 bleibt unberührt.  

 
(5) Wahlen erfolgen in offener Abstimmung, auf Antrag eines 

stimmberechtigten Mitgliedes in geheimer Abstimmung. Wiederwahl 
ist zulässig. Mitglieder des Vorstandes und der Gruppenausschüsse 
können nur hauptberufliche Beamtinnen/Beamte und Beschäftigte 
sein. Aus wichtigem Grunde kann die Gruppenversammlung ein 
Mitglied des Gruppenausschusses und der Hauptausschuss ein 
Mitglied des Vorstandes abberufen. 

  
 Gewählt ist, wer die meisten abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt 

(relative Stimmenmehrheit). Bei Stimmengleichheit ist eine Stichwahl 
unter den vorgeschlagenen, noch nicht gewählten Personen mit der 
nächsthöchsten (gleichen) Stimmenzahl durchzuführen. Im Falle 
erneuter Stimmengleichheit entscheidet das von der Wahlleiterin / vom 
Wahlleiter zu ziehende Los.  

 Stimmenthaltungen gelten nicht als abgegebene Stimmen. 
 
(6) Über Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der 

Sitzungsleiterin / dem Sitzungsleiter, der Verbandsgeschäftsführerin / 
dem Verbandsgeschäftsführer und der Schriftführerin / dem 
Schriftführer unterzeichnet wird.  

 
(7) In Fällen, in denen die Einberufung einer Sitzung des Vorstandes, des 

Hauptausschusses oder eines Gruppenausschusses nicht angebracht 
erscheint, kann die Verbandsgeschäftsführerin / der 
Verbandsgeschäftsführer mit Zustimmung der Sitzungsleiterin / des 
Sitzungsleiters des betreffenden Verbandsorgans den Mitgliedern 
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eingehend begründete Anträge unter Festsetzung eines Termins zur 
schriftlichen Abstimmung vorlegen.  

 
 Die Frist zur Stimmabgabe muss, vom Tage der Aufgabe des 

Antrages bei der Post an gerechnet, mindestens eine Woche 
betragen. Mitglieder, die sich an der Abstimmung nicht beteiligen, 
werden bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht 
berücksichtigt. Fordert ein Mitglied des Verbandsorgans mit einer Frist 
von einer Woche gemäß § 14 Abs. 4 b) der Satzung geheime 
Abstimmung, so ist die schriftliche Abstimmung als abgelehnt 
anzusehen und die Frage dem Verbandsorgan in dessen nächster 
Sitzung zur Entscheidung vorzulegen; das gleiche gilt, wenn sich nicht 
mindestens die Hälfte der gewählten Mitglieder an der Abstimmung 
beteiligt hat.  

 
V. Verbandsgeschäftsstelle 
 
§ 15  Geschäftsstelle 
 

Die laufenden Geschäfte des Verbandes führt die Geschäftsstelle. Sie bereitet 
die Beschlüsse der Verbandsorgane vor und führt diese Beschlüsse aus.  

 
§ 16 Leitung der Geschäftsstelle 
 

(1) Die Verbandsgeschäftsführerin/Der Verbandsgeschäftsführer leitet die 
Geschäftsstelle und führt die laufenden Geschäfte des KAV NW. Im 
Rahmen der sich aus dem Stellenplan ergebenden Grenzen hat sie/er 
die Beschäftigten der Geschäftsstelle einzustellen und zu entlassen. 

 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 vertritt die 

Verbandsgeschäftsführerin/der Verbandsgeschäftsführer den KAV NW 
gerichtlich und außergerichtlich. Bei Verhinderung erfolgt die 
Vertretung durch die Stellvertreterin/den Stellvertreter. Der Fall der 
Verhinderung bedarf keines besonderen Nachweises. 

 
§ 17 Bestellung der Verbandsgeschäftsführerin / des Verbandsgeschäfts-

führers 
 

Die Verbandsgeschäftsführerin/Der Verbandsgeschäftsführer und die 
Stellvertretung werden vom Vorstand bestellt, der auch die 
Anstellungsbedingungen festsetzt.  

 
§ 18  Stellung der Verbandsgeschäftsführerin / des Verbandsgeschäftsführers 

in den Verbandsorganen 
 

Die Verbandsgeschäftsführerin/Der Verbandsgeschäftsführer und im Falle 
ihrer/seiner Verhinderung die Stellvertretung haben in allen Verbandsorganen 
Sitz und Stimme.  
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VI.  Auflösung des Verbandes 
 
§ 19  Auflösung des Verbandes, Haftung der Mitglieder 

 
(1) Der Hauptausschuss kann die Auflösung des Verbandes mit einer 

Mehrheit von mindestens drei Vierteln seiner Mitglieder beschließen.  
Der Auflösungsbeschluss wird nur wirksam, wenn der 
Hauptausschuss allein zu diesem Zweck einberufen worden ist und er 
den Auflösungsbeschluss nach einer Vertagung von mindestens 
einem Monat mit der in Satz 1 geforderten Mehrheit bestätigt.  
 

(2) Wird der Verband aufgelöst oder verliert er die Rechtsfähigkeit, hat der 
Vorstand die Liquidation durchzuführen. 

 
(3) Reicht das Vermögen des Verbandes zur Befriedigung der Gläubiger 

nicht aus, haften die Mitglieder und die im Jahr der Auflösung bzw. 
des Verlustes der Rechtsfähigkeit und in den fünf letzten 
Kalenderjahren vorher ausgeschiedenen Mitglieder 
gesamtschuldnerisch für die satzungsgemäß entstandenen 
Verpflichtungen des Verbandes, insbesondere für die sich aus den 
Anstellungsverträgen ergebenden Ansprüche der vorhandenen und 
der früheren Verbandsgeschäftsführerinnen/Verbandsgeschäftsführer, 
Geschäftsführerinnen/Geschäftsführer und sonstigen Beschäftigten 
des Verbandes und der Spitzenvereinigung i. S. des § 2 Abs. 3.       
Der Ausgleich zwischen den Mitgliedern und früheren Mitgliedern ist 
nach der Zahl der Beschäftigten am Tage der erstmaligen 
Beschlussfassung über die Auflösung (Abs. 1 Satz 1) vorzunehmen.  

 
(4) Über die Verwendung des Vermögens, das nach Befriedigung der 

Gläubiger verbleibt, entscheidet der Hauptausschuss mit einfacher 
Mehrheit.  
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